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(54) Bezeichnung: Testvorrichtung und Verfahren

(57) Zusammenfassung: Die Erfindung betrifft eine Vorrich-
tung und ein Verfahren zur Simulierung bzw. zur Nachbil-
dung von Fahrsituationen, insbesondere kollisionsnaher und
kollisionsbehafteter Fahrsituationen, zwischen einem Ver-
suchsfahrzeug (1) und einem Zielobjekt (2) sowie zum Tes-
ten von Fahrerassistenzsystemen bzw. von vorausschauen-
der Fahrzeugsensorik. Die Vorrichtung und das Verfahren
können nahezu überall eingesetzt werden und ermöglichen,
dass kollisionsbehafteten Fahrsituationen zerstörungsfreie
durchgeführt werden können.
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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft eine Vorrichtung und ein
Verfahren zur Simulierung bzw. zur Nachbildung von
Fahrsituationen, insbesondere kollisionsnaher und
kollisionsbehafteter Fahrsituationen, zwischen einem
Versuchsfahrzeug und einem Zielobjekt.

[0002] In Kraftfahrzeugen kommen vermehrt Fahre-
rassistenzsysteme zum Einsatz. Einige dieser Fah-
rerassistenzsysteme dienen dem Schutz von Fahr-
zeuginsassen und weiterer Verkehrsteilnehmer, bei-
spielsweise Fußgänger, Radfahrer oder anderer
Fahrzeuge. Die Fahrerassistenzsysteme umfassen
hierzu in der Regel elektronische Zusatzeinrichtun-
gen zur Umfelderfassung, um den Fahrer in bestimm-
ten Fahrsituationen geeignet unterstützen zu können,
beispielweise mittels Bremsunterstützung, Notbrem-
sung oder Ausweichmanöver.

[0003] Zum Testen der oben genannten Fahreras-
sistenzsysteme, insbesondere solcher mit sogenann-
ten vorrausschauenden Sensoren zur Erfassung des
Umfeldes eines Kraftfahrzeugs, werden verschie-
dene Testvorrichtungen verwendet. Bei bekannten
Testvorrichtungen werden dabei verschiedene Test-
objekte quer zum Fahrweg des Kraftfahrzeugs be-
wegt, um z. B. das Überqueren einer Straße durch
einen Fußgänger oder das Kreuzen des Fahrwegs
durch ein anderes Fahrzeug zu simulieren. Zur Über-
prüfung oder Auslegung, ob bzw. wann ein Fahre-
rassistenzsystem im Falle einer drohenden Kollisi-
on einen Eingriff in die Fahrzeugdynamik veranlasst
oder andere Schutzmaßnahmen aktiviert, ist es not-
wendig, dass das Testobjekt bis zum Kontakt mit
dem Kraftfahrzeug oder zumindest bis kurz vor einem
Kontakt im Fahrweg des Kraftfahrzeugs verbleibt.

[0004] Eine Testvorrichtung, insbesondere für ein
Fußgängerschutzsystem in einem Kraftfahrzeug, ist
beispielsweise aus der DE 10 2008 025 539 A1 be-
kannt. Hierbei wird ein Testobjekt mit einem Schlitten
verbunden, der entlang einer Traverse bewegt wer-
den kann, die sich quer zum Fahrweg des Kraftfahr-
zeugs erstreckt. Die Traverse ist dabei in einer sol-
chen Höhe über den Fahrweg des Kraftfahrzeugs ge-
spannt, dass das Kraftfahrzeug die Traverse unter-
fahren kann und das Testobjekt somit frei im Fahrweg
des Kraftfahrzeugs hängt.

[0005] Nachteilig bei bekannten Testvorrichtungen
ist, dass bei der Simulation kollisionsbehafteter
Fahrsituationen Beschädigungen an Testobjekt oder
Kraftfahrzeug zurückbleiben. Darüber hinaus sind
die bekannten Testvorrichtungen bezüglich ihrer Ein-
satzmöglichkeiten sehr beschränkt. Meist handelt es
sich um Testvorrichtungen, die fest auf einem Ver-
suchsgelände installiert sind und mit denen daher
nur wenige unterschiedliche Fahrsituationen simuliert
werden können. Ein weiterer Nachteil ist, dass durch

eine Ausgestaltung mit Versuchsobjekten, die frei
an einer Traverse oder einem Führungsseil hängen,
bestimmte natürliche Bewegungsabläufe, z. B. auf-
grund von Bodenunebenheiten, nicht simuliert wer-
den können und dass es zu unrealistischen Schwin-
gungen der Versuchsobjekte bzw. der Attrappen im
Testverlauf kommen kann.

[0006] Der Erfindung liegt demnach die Aufgabe zu-
grunde, eine Vorrichtung und ein Verfahren anzuge-
ben, mit denen verschiedene Fahrsituationen, insbe-
sondere kollisionsnahe und kollisionsbehaftete Fahr-
situationen zwischen einem Versuchsfahrzeug und
einem Zielobjekt, möglichst realitätsgetreu bzw. wirk-
lichkeitsnah simuliert werden können, wobei im Falle
einer Kollision zwischen Versuchsfahrzeug und Ziel-
objekt diese möglichst zerstörungsfrei erfolgt. Dar-
über sollen Vorrichtung und Verfahren möglichst fle-
xibel sein, bezüglich der simulierbaren Fahrsituatio-
nen als auch hinsichtlich der möglichen Einsatzorte.

[0007] Diese Aufgabe wird durch eine Vorrichtung
mit den Merkmalen nach Anspruch 1 und durch ein
Verfahren mit den Merkmalen nach Anspruch 13 ge-
löst. Vorteilhafte Ausgestaltungen und Weiterbildun-
gen sind Gegenstand von Unteransprüchen, wobei
auch Kombinationen und Weiterbildungen einzelner
Merkmale miteinander denkbar sind.

[0008] Ein wesentlicher Gedanke der Erfindung be-
steht darin das Zielobjekt entlang eines Führungs-
seiles zu führen, wobei das Führungsseil möglichst
bodennah angeordnet ist, so dass sich eine mög-
lichst präzise Querführung des Zielobjektes entlang
des vorzugsweise straff gespannten Führungsseiles
ergibt. Das Zielobjekt ist dabei insbesondere lösbar
mit dem Führungsseil verbunden, so dass im Falle ei-
ner Kollision mit einem Versuchsfahrzeug das Zielob-
jekt bei Überschreiten eines bestimmten Belastungs-
schwellwertes vom Führungsseil entkoppelt wird. Die
Entkopplung erfolgt dabei vorzugsweise zerstörungs-
frei, so dass die Vorrichtung direkt wieder einsetzbar
ist und keine Beschädigungen an Zielobjekt und/oder
Versuchsfahrzeug zurückbleiben.

[0009] Die erfindungsgemäße Vorrichtung umfasst
ein Zielobjekt, beispielsweise eine Fahrzeugattrappe
mit kastenförmigen Aufbau und Rollen bzw. Rädern
und/oder Gleitkufen, das mit zumindest einem Füh-
rungsseil verbunden ist. Das Zielobjekt ist vorzugs-
weise derart mit dem zumindest einen Führungs-
seil verbunden, dass im Falle einer Kollision zwi-
schen einem Versuchsfahrzeug und dem Zielobjekt,
dieses von dem zumindest einen Führungsseil ent-
koppelt wird. Das Entkoppeln des Zielobjektes vom
zumindest einen Führungsseil erfolgt dabei insbe-
sondere bei Überschreiten eines bestimmten Belas-
tungsschwellwertes. Das Zielobjekt kann beispiels-
weise mittels dafür vorgesehener Mittel entlang des
Führungsseiles angetrieben bzw. verfahren werden.
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Hierzu kann das Zielobjekt beispielsweise einen eige-
nen Antrieb umfassen oder mit einer Zugvorrichtung
verbunden sein. Das zumindest eine Führungsseil
ist vorzugsweise zwischen mindestens zwei Befesti-
gungsvorrichtungen angeordnet bzw. gespannt. Das
zumindest eine Führungsseil ist dabei insbesonde-
re bodennah zwischen den mindestens zwei Befes-
tigungsvorrichtungen angeordnet. Unter bodennah
kann eine derartige Anordnung des Führungsseiles
verstanden werden, so dass sich das Führungsseil
im gespannten Zustand knapp über dem Boden bzw.
dem jeweiligen Untergrund befindet und/oder ab-
schnittsweise auf dem Untergrund aufliegt, beispiel-
weise dem Fahrbahnbelag der Fahrbahn, auf der
die erfindungsgemäße Vorrichtung eingesetzt wird.
Das Führungsseil kann beispielsweise über Strecken
von 100 m, 150 m oder mehr gespannt sein. Als
Spannkraft zum Spannen des Führungsseiles kann
beispielsweise eine Zugkraft von einer Tonne bis zu
zehn Tonnen gewählt werden. Vorzugsweise ist das
Führungsseil in einer Höhe von maximal bis zu 3 cm
über dem Boden angeordnet. Die erfindungsgemäße
Vorrichtung kann beispielweise auf einem Testgelän-
de und/oder in Testhallen eingesetzt werden.

[0010] In einer bevorzugten Ausgestaltung ist das
Zielobjekt mittels einer Führungsklammer mit dem
Führungsseil verbunden. Die Führungsklammer
weist im geschlossenen Zustand vorzugsweise eine
Öse auf, in der das Führungsseil lose gelagert ist,
so dass das Führungsseil durch die Öse gleiten bzw.
dass die Führungsklammer entlang des Führungs-
seiles bewegt werden kann. Die Führungsklammer,
mittels derer das Zielobjekt mit dem Führungsseil
verbunden ist, weist vorzugsweise einen Mechanis-
mus auf, wodurch bei Belastung der Führungsklam-
mer aus einer oder mehrerer Belastungsrichtungen,
insbesondere im Falle einer Kollision zwischen Ziel-
objektes und Versuchsfahrzeug, die Führungsklam-
mer das Führungsseil freigibt, so dass das Zielobjekt
vom Führungsseil entkoppelt wird. Besonders vor-
teilhaft an dieser Ausgestaltung der erfindungsgemä-
ßen Vorrichtung ist, dass beim Entkoppeln des Ziel-
objekts vom Führungsseil keine Halteteile bzw. kei-
ne Bestandteile einer Haltevorrichtung und/oder Tei-
le des Zielobjektes am Führungsseil zurückbleiben,
welche ansonsten eine Gefahr bedeuten würde und
bei bekannten Vorrichtungen ein zusätzliches Risiko,
insbesondere hinsichtlich Schäden am Versuchsfahr-
zeug durch herum schwingende Teile, darstellen.

[0011] In einer weiteren bevorzugten Ausgestaltung
der erfindungsgemäßen Vorrichtung ist zum Antrei-
ben des Zielobjektes entlang des Führungsseiles das
Zielobjekt mit zumindest einem Zugseil verbunden.
Das Zugseil kann insbesondere über dafür vorge-
sehene Mittel angetrieben werden, beispielsweise
mittels einer Seiltrommel bzw. einer Trommelförde-
rungsmaschine. Das Zielobjekt kann fest oder insbe-
sondere derart mit dem zumindest einen Zugseil ver-

bunden sein, dass das Zielobjekt im Falle einer Kolli-
sion mit dem Versuchsfahrzeug vom Zugseil entkop-
pelt wird.

[0012] In einer vorteilhaften Ausführungsvariante
der erfindungsgemäßen Vorrichtung ist das Füh-
rungsseil zwischen zwei Befestigungsvorrichtungen
angeordnet bzw. gespannt, die fest mit dem Boden
bzw. dem Untergrund verbunden sind. Bei den Befes-
tigungsvorrichtungen kann es sich beispielweise um
Bodenösen und/oder Haken handeln, die insbeson-
dere fest mit dem Untergrund verschraubt, vergossen
und/oder verankert sind.

[0013] In einer optionalen Ausgestaltung ist zumin-
dest eine der Befestigungsvorrichtungen zwischen
denen das Führungsseil angeordnet bzw. gespannt
ist, als mobile Befestigungsvorrichtung ausgestaltet.
Bei einer mobilen Befestigungsvorrichtung kann es
sich z. B. um einen Aufbau aus einer oder meh-
reren miteinander verbunden Platten handeln, bei-
spielsweise Metallplatten, die mit dem Führungsseil,
beispielsweise über eine an der Befestigungsvorrich-
tung angeordnete Öse und/oder Spannvorrichtung,
verbunden sind. Auf der mobilen Befestigungsvor-
richtung kann insbesondere Ballast angeordnet sein,
um eine ausreichende Gewichtskraft zu erreichen,
die der Spannkraft des Führungsseiles entgegen-
wirkt. Optional kann hierzu zusätzlich Gummibelag
zwischen der mobilen Befestigungsvorrichtung und
dem Untergrund angeordnet sein, um die Reibung-
haftung zwischen Befestigungsvorrichtung und Un-
tergrund zu erhöhen und damit insbesondere ein
wegrutschen der mobilen Befestigungsvorrichtung zu
verhindern und/oder um eine höhere Spannkraft für
das Führungsseil zu ermöglichen.

[0014] In einer bevorzugten Ausführungsvariante
der erfindungsgemäßen Vorrichtung, insbesondere
bei Ausgestaltung einer oder mehrerer der zumin-
dest zwei Befestigungsvorrichtungen als mobile Be-
festigungsvorrichtungen, ist jeweils mindestens ein
Kraftfahrzeug als Ballast auf einer mobilen Befesti-
gungsvorrichtung angeordnet. Vorzugsweise ist das
mindestens eine Kraftfahrzeug dabei mittels Befesti-
gungsmittel, beispielsweise Spanngurte, mit der Be-
festigungsvorrichtung verbunden.

[0015] In einer weiteren bevorzugten Ausführungs-
variante der erfindungsgemäßen Vorrichtung, insbe-
sondere bei Ausgestaltung einer oder mehrerer der
zumindest zwei Befestigungsvorrichtungen als mo-
bile Befestigungsvorrichtung und bei Anordnung je-
weils mindestens eines Kraftfahrzeuges als Ballast
auf den mobilen Befestigungsvorrichtungen, ist ein
Mittel zum Antreiben des zumindest einen Zugseiles
in zumindest einem der Kraftfahrzeug angeordnet.
Bei dem Mittel zum Antreiben des zumindest einen
Zugseiles kann es sich beispielsweise um eine Seil-
trommel bzw. um eine Trommelförderungsmaschine
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handeln. Das Mittel zum Antreiben kann beispielswei-
se im Kofferraum bzw. im Heckladeraum des Kraft-
fahrzeugs angeordnet sein.

[0016] In einer vorteilhaften Ausgestaltungsvarian-
te ist zumindest im Versuchsfahrzeug mindestens
ein Fahrerassistenzsystem bzw. eine vorrausschau-
ende Fahrzeugsensorik, insbesondere zur Erken-
nung des Umfeldes des Kraftfahrzeugs angeord-
net. Bei dem zumindest einen Fahrerassistenzsys-
tem bzw. der vorrausschauenden Fahrzeugsensorik
kann es sich beispielsweise um adaptive Lichtsteue-
rung, Auf- und Abblendassistent für das Fahrlicht
bzw. für das Fernlicht, Nachtsichtsysteme, Einpark-
hilfe, Bremsassistent bzw. autonomes Bremssys-
tem und/oder Notbremsassistent, Abstandsregeltem-
pomat, Geschwindigkeitsregelung, Abstandswarner,
Abbiegeassistent, Stauassistent, Spurhalteassistent,
Spurhalteunterstützung, Spurwechselassistent und/
oder Kurvenassistent handeln. Die vorausschauende
Fahrzeugsensorik, z. B. Radar, Lidar und/oder Kame-
ra, kann insbesondere zur Aktivierung und/oder zur
Vorkonditionierung von aktiven und passiven Sicher-
heitssystemen für Fahrzeuginsassen und/oder ande-
rer Verkehrsteilnehmer, beispielsweise Airbag, Gurt-
straffer oder Fußgängerschutzsysteme und/oder als
vorrausschauende Fahrzeugsensorik für eine oder
mehrere der vorangehend genannten Fahrerassis-
tenzsysteme dienen.

[0017] In einer weiteren vorteilhaften Ausgestal-
tungsvariante ist das Zielobjekt mit einem oder meh-
reren Attributen versehen, die von einem Fahreras-
sistenzsystem bzw. einer vorrausschauenden Fahr-
zeugsensorik als fahrzeugspezifisch erkannt wer-
den. Dies ermöglicht insbesondere das gezielte Tes-
ten einzelner Fahrerassistenzsysteme des Versuchs-
fahrzeugs bzw. bestimmter Funktionen dieser Fah-
rerassistenzsysteme. Bei den Attributen kann es
sich beispielweise um Fahrzeugscheinwerfer, Rück-
leuchten, Bremslichter, Blinker oder Bestandteile wie
Stoßstange, Seitenspiegel, Reifen, Autokennzeich-
nen, Radar-Corner, Fahrzeugbildfolien etc. handeln.

[0018] In einer weiteren Ausführungsvariante han-
delt es sich bei dem Zielobjekt um eine Fahrzeugat-
trappe.

[0019] In einer vorteilhaften Ausgestaltung ist das
Zielobjekt mit einem oder mehreren der folgenden
Systeme ausgestattet:

a) Car-to-Car-Kommunikationssystem
b) Ortungssystem
c) Referenzsensorik
d) Fahrerassistenzsystem

[0020] Car-to-Car-Kommunikationssysteme dienen
insbesondere dem Austausch von Informationen zwi-
schen Kraftfahrzeugen bzw. Verkehrsteilnehmern
und sollen die Sichtweite des Fahrers eines Kraftfahr-

zeugs mittels elektronischer Mittel erhöhen. Derarti-
ge System können beispielsweise Notbremsungen,
Eis und Aquaplaning melden sowie beim Spurwech-
sel und Einfädeln helfen, vor Einsatzfahrzeugen mit
Blaulicht warnen und Unfälle und Baustellen anzei-
gen.

[0021] Bei einem Ortungssystem kann es sich bei-
spielsweise um ein System handeln, das mittels GPS
die genaue Position des Zielobjektes feststellt und
die Informationen über dessen Position beispielswei-
se an das Versuchsfahrzeug weitergibt und/oder zur
Dokumentation bzw. Reproduktion von Testabläufen
speichert.

[0022] Bei einer Referenzsensorik kann es sich bei-
spielsweise um ein System handeln, das zu bestimm-
ten Zeitpunkten die Position des Zielobjektes, bei-
spielsweise dessen Position entlang des Führungs-
seiles, feststellt, speichert und/oder weitergibt. Bei ei-
nem Fahrerassistenzsystem kann es sich insbeson-
dere um eines der bereits vorangehend aufgezählten
Fahrerassistenzsysteme handeln, welches gleicher-
maßen im Versuchsfahrzeug angeordnet sein kann.

[0023] Durch Anordnung einer oder mehrerer der
oben genannten Systeme im Zielobjekt können zu-
sätzliche Tests derartiger Systeme mittels der er-
findungsgemäßen Vorrichtung durchgeführt werden.
Es können insbesondere Fahrerassistenzsystem im
Versuchsfahrzeug und/oder Zielobjekt getestet wer-
den, die mit Daten anderer Fahrerassistenzsysteme
versorgt werden bzw. die mit Fahrerassistenzsyste-
men anderer Fahrzeuge kommunizieren.

[0024] In einer weiteren Ausführungsvariante ist das
Zielobjekt an einem oder mehreren Befestigungs-
punkten mit dem zumindest einen Zugseil verbunden.
Das Zugseil kann dabei insbesondere entweder über
zwei synchronisierte Mittel zum Antreiben des zumin-
dest einen Zugseiles angetrieben werden oder mittels
Umlenkmittel, beispielsweise eine oder mehrere Um-
lenkrollen, umlaufend angeordnet sein.

[0025] Bei einem erfindungsgemäßen Verfahren
zum Simulieren von Fahrsituationen zwischen ei-
nem Versuchsfahrzeug und einem Zielobjekt, insbe-
sondere von kollisionsnahen oder kollisionsbehafte-
ten Fahrsituationen, wird zumindest ein Fahrerassis-
tenzsystem bzw. zumindest eine vorrausschauende
Fahrzeugsensorik, welche an dem Versuchsfahrzeug
angeordnet ist, getestet. Unter Testen kann dabei die
Überprüfung oder Auslegung verstanden werden, ob
bzw. wann ein Fahrerassistenzsystem im Falle ei-
ner drohenden Kollision einen Eingriff in die Fahr-
zeugdynamik veranlasst oder andere Schutzmaß-
nahmen aktiviert. Hierzu wird insbesondere eine Vor-
richtung verwendet entsprechend der vorangegange-
nen Beschreibungen und Ausführungen. Im Falle ei-
ner Kollision des Versuchsfahrzeugs mit dem Zielob-
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jekt wird das Zielobjekt dabei vorzugsweise von dem
zumindest einen Führungsseil entkoppelt, so dass
im Falle einer Kollision möglichst keine Schäden am
Versuchsfahrzeug und/oder am Zielobjekt entstehen.
Die Entkopplung kann dabei in Abhängigkeit vom
Überschreiten eines bestimmten Belastungsschwell-
wertes im Falle eine Kollision ausgelöst werden.

[0026] In einer bevorzugten Ausführungsvariante
des erfindungsgemäßen Verfahrens erfolgt die Si-
mulierung von Fahrsituationen auf einer öffentlichen
Verkehrsstraße, beispielsweise auf einer öffentlichen
Verkehrsstraße, die zu Testzwecken für den Ver-
kehr abgesperrt ist. Vorzugsweise wird dabei eine
Ausgestaltung der vorangehend beschriebenen er-
findungsgemäßen Vorrichtung mit mobilen Befesti-
gungsvorrichtungen eingesetzt. Vorteilhaft ist dabei,
dass die Simulierung auf öffentlichen Verkehrsstra-
ßen im Gegensatz zur Simulierung auf einem Testge-
lände die Simulierung von einer Vielzahl unterschied-
licher Fahrsituationen ermöglicht, wobei die Simu-
lierung zudem wirklichkeitsnah bzw. realitätsgetreu
durchgeführt werden kann.

[0027] In einer weiteren bevorzugten Ausführung
des erfindungsgemäßen Verfahrens handelt es sich
bei der simulierten Verkehrssituation um eine Kreu-
zungssituation, insbesondere auf einer öffentlichen
Straßenkreuzung.

[0028] Besonders vorteilhaft bei der erfindungsge-
mäßen Vorrichtung und dem erfindungsgemäßen
Verfahren gegenüber bekannten Vorrichtungen ist
die Tatsache, dass trotz der leichten Ausgestaltung
des Zielobjektes beispielsweise als Fahrzeugtrap-
pe, welche in der Regel nur ein geringes Eigenge-
wicht aufweist, durch das Anordnungen bzw. Span-
nen des Führungsseiles in Bodennähe mit hoher
Spannkraft, von beispielsweise bis zu einer Tonne
oder bis zu zehn Tonnen, trotzdem eine hohe Spur-
genauigkeit für die Bewegung des Zielobjektes er-
reicht werden kann, insbesondere im Bereich einer
Spurabweichung von kleiner +/– 5 cm. Darüber hin-
aus können eine Vielzahl verschiedener Fahrsitua-
tionen, wie sie beispielsweise auf öffentlichen Ver-
kehrsstraßen vorkommen, simuliert bzw. nachgebil-
det werden und das Zielobjekt kann vom Versuchs-
fahrzeug aus allen Richtungen angefahren werden,
d. h. es können sowohl Quer- als auch Längsverkehr
sowie Frontal-, Seiten- und Heckkollisionen simuliert
werden. Das Zielobjekt kann insbesondere mit Ge-
schwindigkeiten von bis zu 80 km/h entlang des Füh-
rungsseiles geführt werden. Die Vorrichtung kann
weiterhin auch auf unebenem Boden oder schlech-
tem Fahrbahnbelag eingesetzt werden, wodurch ins-
besondere die realistische Simulierung bzw. Nachbil-
dung von Auf- und Abbewegungen von Fahrzeugen
möglich.

[0029] Weitere Vorteile sowie optionale Ausgestal-
tungen gehen aus der Beschreibung und den Zeich-
nungen hervor. Ausführungsbeispiele sind in den
Zeichnungen vereinfacht dargestellt und in der nach-
folgenden Beschreibung näher erläutert.

[0030] Es zeigt

[0031] Fig. 1: ein Beispiel für eine erfindungsgemä-
ße Vorrichtung/ein erfindungsgemäßes Verfahren.

[0032] Fig. 2: eine Führungsklammer, als Beispiel
für ein Verbindungselement zwischen Führungsseil
und Zielobjekt.

[0033] Fig. 3: ein weiteres Beispiel für eine erfin-
dungsgemäße Vorrichtung/ein erfindungsgemäßes
Verfahren.

[0034] Fig. 4: ein Zielobjekt mit umlaufend angeord-
netem Zugseil.

[0035] In Fig. 1 ist ein Beispiel für den Aufbau und
das Funktionsprinzip der erfindungsgemäßen Vor-
richtung bzw. des erfindungsgemäßen Verfahrens
dargestellt. Entsprechend Fig. 1 umfasst die Vor-
richtung ein Versuchsfahrzeug 1, bei dem es sich
um ein Kraftfahrzeug insbesondere mit Straßenzu-
lassung handeln kann, und ein Zielobjekt 2. Bei dem
Zielobjekt 2 handelt es sich beispielsweise um eine
Fahrzeugattrappe. Dargestellt ist eine Kreuzungssi-
tuation bei der sich das Versuchsfahrzeug 1 und das
Zielobjekt 2 auf sich kreuzenden Fahrwegen befin-
den. Der Fahrweg 3 des Versuchsfahrzeugs 1 bzw.
die Straße auf der sich das Versuchsfahrzeug 1 be-
findet, ist durch zwei gestrichelte Linien angegeben.
Das Zielobjekt 2 ist mit einem Führungsseil 4 ver-
bunden sowie mit einem Zugseil 5. Das Führungs-
seil 4 ist zwischen zwei Befestigungsvorrichtungen
6 und 7 gespannt. Die Befestigungsvorrichtungen 6
und 7 sind als mobile Befestigungsvorrichtungen aus-
gestaltet, in diesem Fall als Platten auf denen jeweils
ein Kraftfahrzeug 8 und 9 als Ballast angeordnet ist.
Die Kraftfahrzeuge 8 und 9 sind beispielsweise mit-
tels Spanngurte mit den Befestigungsvorrichtungen 6
und 7 verbunden. Das Kraftfahrzeug 8 auf der mobi-
len Befestigungsvorrichtung 6 umfasst in diesem Fall
Mittel (in Fig. 1 nicht dargestellt) zum Antreiben des
Zugseiles 5, hierbei kann es sich um eine Seilwinde
handeln, die im geöffneten Heckladeraum des Kraft-
fahrzeugs 8 angeordnet und mit dem Zugseil 5 ver-
bunden ist. Durch das Aufwickeln des Zugseiles 5
mittels einer Seilwinde kann das Zielobjekt 2 entlang
des gespannten Führungsseiles 4 über den Fahrweg
3 des Versuchsfahrzeuges 1 gezogen werden. Zum
Testen, beispielsweise eines Notbremsassistenten,
welcher in dem Versuchsfahrzeug 1 angeordnet sein
kann, kann somit das Versuchsfahrzeug entlang des
Führungsseiles 4 über den Fahrweg 3 des Versuchs-
fahrzeugs 1 bewegt werden, so dass eine kollisions-
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nahe bzw. eine kollisionsbehaftete Fahrsituation zwi-
schen Versuchsfahrzeug 1 und Zielobjekt 2 entsteht.
Im Falle einer Kollision zwischen Versuchsfahrzeug
1 und Zielobjekt 2 wird das Zielobjekt 2, insbesonde-
re bei Überschreiten eines bestimmten Belastungs-
schwellwertes vom Führungsseil 4 entkoppelt. Hier-
zu ist Zielobjekt 2 vorzugsweise mittels eines spezi-
ellen Verbindungselements mit dem Führungsseil 4
verbunden. Eine mögliche Ausgestaltung eines sol-
chen Verbindungselements ist in Fig. 2 dargestellt.

[0036] Fig. 2 zeigt eine Führungsklammer 10 die als
Verbindungselement zwischen Zielobjekt 2 und Füh-
rungsseil 4 genutzt werden kann. Die Führungsklam-
mer 10 umfasst ein T-förmiges Rahmengestell 11, mit
einem Bereich 12 in dem eine Verbindung zu einem
Zielobjekt 2 hergestellt sein kann, beispielsweise ein
Schraub- und/oder Klebeverbindung, und ein Dreh-
gelenkaufnahme 13 um die zwei Klammerhälfte 14
und 15 drehbar gelagert sind. Die Klammerhälften 14
und 15 können beispielsweise mittels einer oder meh-
rerer Federn (in Fig. 2 nicht dargestellt) und mit einer
definierten Spann- bzw. Federkraft im geschlossenen
Zustand gehalten werden, wobei im geschlossenen
Zustand entsprechend Fig. 2 eine Öse 16 zwischen
den Klammerhälften 14 und 15 existiert, in die das
Führungsseil 4 eingeklinkt sein kann. Das Führungs-
seil 4 ist insbesondere derart in der Öse 16 gelagert,
dass die Führungsklammer 10 bzw. das Zielobjekt 2,
an welchen die Führungsklammer 10 angeordnet ist,
entlang des Führungsseiles 4 verschoben bzw. ge-
führt werden kann.

[0037] Fig. 2 zeigt weiterhin das Funktionsprinzip
der Führungsklammer 10 im Belastungsfall, insbe-
sondere im Falle einer Kollision zwischen einem Ver-
suchsfahrzeug 1 und einem Zielobjekt 2, an welchem
die Führungsklammer 10 angeordnet ist. In diesem
Fall erfährt die Führungsklammer 10 eine Belastung
F1 aus Richtung des Aufpralls. Das Führungsseil 4,
welches in der Öse 16 gelagert ist, erzeugt eine Ge-
genkraft F2. Infolge der Belastung F1 und der Ge-
genkraft F2 drehen sich die Klammerhälfte 14 und
15 um die Drehgelenkaufnahme 13 in der dargestell-
ten Drehrichtung. Bei Überschreiten eines bestimm-
ten Belastungsschwellwertes, welcher insbesonde-
re von der Spannkraft bzw. Federkraft abhängt mit
der die Klammerhälften 14 und 15 im geschlosse-
nen Zustand gehalten werden, kann das Führungs-
seil 4 in Freigaberichtung F3 aus der Führungsklam-
mer 10 herausrutschen. Durch das Herausrutschen
des Führungsseiles 4 aus der Führungsklammer 10
wird gleichsam das Zielobjekt 2 vom Führungsseil 4
entkoppelt.

[0038] In Fig. 3 ist ein weiteres Beispiel für einen
Aufbau und ein Funktionsprinzip einer erfindungs-
gemäßen Vorrichtung bzw. des erfindungsgemäßen
Verfahrens dargestellt. Der Aufbau und das Funkti-
onsprinzip entsprechen dabei in weiten Teilen der Be-

schreibung zu Fig. 1. Im Gegensatz zu Fig. 1 ist ein
Fig. 3 das Zugseil 5 derart im Zielobjekt 2 angeord-
net, dass das Zielobjekt 2, nach Durchführung des
Verfahrens bzw. nach der Simulation einer Fahrsitua-
tion zwischen Versuchsfahrzeug 1 und Zielobjekt 2,
wieder in seine Ausgangposition, insbesondere mit-
tels einer Rückholwinde 18 entlang des Führungs-
seiles 4 zurückgefahren werden kann. Es ist insbe-
sondere möglich das Zielobjekt 2, beispielsweise mit-
tels einer Seilwinde 17, die im geöffneten Hecklade-
raum des Kraftfahrzeugs 8 angeordnet ist, sowie mit-
tels der Rückholwinde 18 zwischen den Kraftfahrzeu-
gen 8 und 9 entlang des Führungsseiles 4 frei zu ver-
fahren. Entsprechend Fig. 3 kann eine Überfahrram-
pe 19 im Fahrweg 3 des Versuchsfahrzeugs 1 über
das Führungsseil 4 und/oder das Zugseil 5 hinweg
angeordnet sein. Für den Fall einer kollisionsbehafte-
ten oder kollisionsnahen Fahrsituation, beispielswei-
se beim Testen eines Notbremsassistenten im Ver-
suchsfahrzeug 1, bei welcher das Versuchsfahrzeug
1 nicht rechtzeitig vor dem Zielobjekt 2 zum Ste-
hen kommt, verhindert die Überfahrrampe 19 insbe-
sondere einen Kontakt zwischen Versuchsfahrzeug
1 und Führungsseil 4 bzw. Zugseil 5. Die Seilwinde
17 und die Rückholwinde 18 können insbesondere
auch ähnlich oder gleichartig ausgestaltetet und/oder
derart synchronisiert sein, so dass das Zugseil 5 vor-
zugsweise stets unter Spannung bleibt.

[0039] Fig. 4 zeigt ein Beispiel für eine Zielobjekt 2,
welches mittels eines Zugseiles 5 entlang eines Füh-
rungsseiles 4 (in Fig. 4 nicht dargestellt) geführt bzw.
verfahren werden kann. In diesem Fall ist das Zug-
seil 5 umlaufend angeordnet. Hierzu wird das Zugseil
5 auf einer zweigeteilten Seiltrommel 20, beispiels-
weise mittels einer Trommelförderungsmaschine (in
Fig. 4 nicht dargestellt) gewickelt und mittels einer
Umlenkrolle 21 umgelenkt. Hierdurch kann das Ziel-
objekt 2 in zwei Richtungen 22 frei verfahren werden,
insbesondere entlang des Führungsseiles 4. Darüber
hinaus können verschiedene Beschleunigungen und
auch Verzögerungen des Zielobjektes 2 zur Simulati-
on von Fahrsituationen umgesetzt werden. Über zu-
sätzliche Sensoren, insbesondere an der Seiltrom-
mel 19, kann die Position des Zielobjektes 2, entlang
der Strecke 22 auf der es verfahren wird und/oder
entlang des Führungsseiles 4 jederzeit ermittelt wer-
den.

Bezugszeichenliste

1 Versuchsfahrzeug
2 Zielobjekt
3 Fahrweg des Versuchsfahrzeugs
4 Führungsseil
5 Zugseil
6 mobile Befestigungsvorrichtung
7 mobile Befestigungsvorrichtung
8 Kraftfahrzeug
9 Kraftfahrzeug
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10 Führungsklammer
11 Rahmengestell
12 Bereich zur Anordnung des Zielobjekts
13 Drehgelenkaufnahme
14 Klammerhälfte
15 Klammerhälfte
16 Öse
17 Seilwinde
18 Rückholwinde
19 Überfahrrampe
20 zweigeteilte Seiltrommel
21 Umlenkrolle
22 Verfahrrichtungen
F1 Belastung
F2 Gegenkraft
F3 Freigaberichtung
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Patentansprüche

1.    Vorrichtung zur Simulierung von Fahrsituatio-
nen zwischen einem Versuchsfahrzeug (1) und ei-
nem Zielobjekt (2),
wobei das Zielobjekt (2) mit zumindest einem Füh-
rungsseil (4) verbunden ist, und Mittel zum Antreiben
des Zielobjektes (2) entlang des Führungsseiles (4)
vorgesehen sind,
dadurch gekennzeichnet, dass
das zumindest eine Führungsseil (4) bodennah zwi-
schen mindestens zwei Befestigungsvorrichtungen
angeordnet und vorgespannt ist und
das Zielobjekt (2) derart mit dem zumindest einen
Führungsseil (4) verbunden ist, dass im Falle einer
Kollision zwischen dem Versuchsfahrzeug (1) und
dem Zielobjekt (2), bei Überschreiten eines bestimm-
ten Belastungsschwellwertes das Zielobjekt (2) vom
Führungsseil (4) entkoppelt wird.

2.  Vorrichtung nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass das Zielobjekt (2) mittels einer Füh-
rungsklammer (10) mit dem zumindest einen Füh-
rungsseil (4) verbunden ist, die das Führungsseil (4)
bei bestimmter Belastung freigibt.

3.  Vorrichtung nach einem der vorherigen Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass das Zielobjekt (2)
zum Antreiben entlang des Führungsseiles (4) mit
zumindest einem Zugseil (5) verbunden ist und Mit-
tel zum Antreiben des zumindest einen Zugseiles (5)
vorgesehen sind.

4.  Vorrichtung nach einem der vorherigen Ansprü-
che dadurch gekennzeichnet, dass zumindest eine
der Befestigungsvorrichtungen des zumindest einen
Führungsseils (4) mit einer festen Bodenverankerung
ausgestaltet ist.

5.  Vorrichtung nach einem der vorherigen Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass zumindest eine
Befestigungsvorrichtung des zumindest einen Füh-
rungsseils (4) als mobile Befestigungsvorrichtung (6;
7) ausgestaltet ist.

6.  Vorrichtung nach Anspruch 5, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die zumindest eine mobile Befes-
tigungsvorrichtungen (6; 7) derart ausgestaltet ist,
dass auf der Befestigungsvorrichtung (6; 7) zumin-
dest ein Kraftfahrzeug (8; 9) als Ballast angeordnet
ist.

7.  Vorrichtung nach Anspruch 6, dadurch gekenn-
zeichnet, dass das zumindest eine Kraftfahrzeuge (8;
9), welches auf der zumindest einen mobilen Befes-
tigungsvorrichtung (6; 7) angeordnet ist, Mittel (17)
zum Antreiben des zumindest einen Zugseils (5) um-
fasst.

8.    Vorrichtung nach einem der vorhergehenden
Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, dass das Ver-
suchsfahrzeug (1) mit zumindest einem Fahrerassis-
tenzsystem und/oder einer vorausschauende Fahr-
zeugsensorik ausgestattet ist.

9.    Vorrichtung nach einem der vorhergehenden
Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, dass das Ziel-
objekt (2) mit einem oder mehreren Attributen verse-
hen ist, die von einem Fahrerassistenzsystem und/
oder einer vorausschauenden Fahrzeugsensorik als
fahrzeugspezifisch erkannt werden.

10.   Vorrichtung nach einem der vorhergehenden
Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, dass es sich
bei dem Zielobjekt (2) um eine Fahrzeugattrappe
handelt.

11.   Vorrichtung nach einem der vorhergehenden
Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, dass das Ziel-
objekt (2) mit einem oder mehreren der folgenden
Systeme ausgestattet ist:
a) Car-to-Car-Kommunikationssystem
b) Ortungssystem
c) Referenzsensorik
d) Fahrerassistenzsystem

12.  Vorrichtung nach einem der vorhergehenden
Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, dass das Ziel-
objekt (2) an zumindest zwei Befestigungspunkten
mit dem zumindest einen Zugseil (5) verbunden ist,
wobei entweder das Zugseil (5) über Umlenkmittel
(21) umlaufend angeordnet ist oder zwei miteinan-
der synchronisierte Mittel (17; 18) zum Antreiben des
Zugseiles (5) vorgesehen sind.

13.    Verfahren zur Simulierung von Fahrsituatio-
nen zwischen einem Versuchsfahrzeug (1) und ei-
nem Zielobjekt (2), wobei zumindest ein Fahrerassis-
tenzsystem, welches an dem Versuchsfahrzeug (1)
angeordnet ist, getestet wird,
dadurch gekennzeichnet, dass
eine Vorrichtung nach einem der vorhergehenden
Ansprüche verwendet wird,
wobei im Falle einer Kollision des Versuchsfahrzeug
(1) mit dem Zielobjekt (2)
das Zielobjekt (2) bei Überschreiten eines bestimm-
ten Belastungsschwellwertes von dem zumindest ei-
nen Führungsseil (4) entkoppelt wird.

14.  Verfahren nach Anspruch 13, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Simulierung auf einer öffentlichen
Verkehrsstraße erfolgt.

15.  Verfahren nach einem der Ansprüche 13 und
14, dadurch gekennzeichnet, dass es sich bei der Si-
mulierung um die Simulierung einer Kreuzungssitua-
tion handelt.

Es folgen 4 Blatt Zeichnungen
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Anhängende Zeichnungen
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